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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Regierungspolitik

Bevor der Nationalrat in der Sommersession über die Umsetzung der
parlamentarischen Initiative Aeschi (svp, ZG) zur Einführung eines Verordnungsvetos
debattierte, hatte sich der Bundesrat in die Diskussion eingebracht. In ihrer
Stellungnahme beantragte die Regierung, nicht auf das Geschäft einzutreten. Sie
machte dabei geltend, dass dem Parlament bereits wirksame Instrumente (Motion,
parlamentarische Initiative, Konsultationsrechte) zur Verfügung stünden, um Einfluss
auf die Verordungsgebung des Bundesrats zu nehmen. Ein Veto würde hingegen nicht
nur zu Verzögerungen führen, sondern sei – weil es die Gewaltenteilung verletze – auch
verfassungswidrig. Im Falle eines Eintretens verlangte der Bundesrat Ausnahmen etwa
im Falle völkerrechtlicher Verpflichtungen, für Verordnungen rein technischen Inhalts
oder für Verordnungen zur Wahrung der inneren oder äusseren Sicherheit. Zudem
seien Verordnungen auszunehmen, die bei dringlichen Bundesgesetzen erlassen
werden müssen. In seiner Stellungnahme äusserte sich der Bundesrat zudem zu den
verschiedenen Anträgen der von der SPK-NR ausgearbeiteten Vorlage. 

Der Entwurf der SPK-NR sieht vor, dass ein Drittel der Mitglieder eines Rates innerhalb
von 15 Tagen nach deren Veröffentlichung gegen Verordnungen des Bundesrats ein Veto
einlegen kann. Nach höchsten 60 Tagen muss die verantwortliche Kommission über den
Antrag befinden. Lehnt sie diesen ab, ist er erledigt; stimmt sie ihm zu, wird er von den
Räten in der nachfolgenden ordentlichen Session behandelt. Diese entscheiden dann,
ob eine Verordnung der Ansicht des Gesetzgebers widerspricht und folglich neu
verfasst werden muss oder nicht. Ziel sei es, dem Eindruck zu begegnen, dass die
Umsetzung von vom Parlament beschlossenen Gesetzen durch die bundesrätlichen
Verordnungen nicht immer dem Willen des Gesetzgebers entsprächen. Das Veto hätte
so also auch präventive Wirkung, warb Kommissionssprecher Matthias Jauslin (fdp, AG)
in der Eintretensdebatte für die Vorlage. 
Diese Eintretensdebatte wurde ziemlich ausführlich geführt und machte die
Kontrahentinnen und Kontrahenten sichtbar, die sich insbesondere am zentralen
Element der Gewaltenteilung rieben. Die vom Bundesrat unterstützte, gegen Eintreten
optierende Minderheit, bestehend aus den geschlossen stimmenden Fraktionen der SP
und der GP sowie aus Minderheiten der CVP- und der FDP-Fraktion, erachtete das Veto
gegen Verordnungen als Instrument, mit dem die Teilung der Gewalten je nach Lesart
«geritzt» oder gar «verletzt» werde. Die gesetzgebende Gewalt dürfe sich nicht in die
technische Arbeit der vollziehenden Gewalt einmischen, wurde argumentiert. Angelo
Barrile (sp, ZH) warnte mit Blick auf die Vernehmlassungsantworten, in denen sich die
«Lobbys» für ein Verordnungsveto ausgesprochen hätten, dass der Einfluss von
Interessenorganisationen mit dem neuen Instrument auch auf die Umsetzung von
Gesetzen ausgedehnt würde. Die Minderheit verwies zudem auf das «Verzögerungs-
und Blockadepotenzial» des Verordnungsvetos, so etwa Nadine Masshardt (sp, BE). Das
Veto lade zudem dazu ein, politisch zu taktieren, und erteile keinen Auftrag, weil man
mit ihm Verordnungen nur ablehnen oder gutheissen könne, monierte Marianne Streiff-
Feller (evp, BE) für die Minderheit der CVP-Fraktion. Und Balthasar Glättli (gp, ZH) wies
darauf hin, dass das Parlament mit der parlamentarischen Initiative ja ein viel stärkeres
Instrument habe, selber Gesetze zu verfassen. Die Mehrheit beharrte hingegen darauf,
dass der Bundesrat sich mit Verordnungen immer wieder dem Willen des Souveräns
widersetze. Wirklich stossende Abweichungen der Gesetzgebung durch Verordnungen
müssten darum sozusagen mittels «Notbremse» verhindert werden können, so Beat
Flach (glp, AG) für die GLP-Fraktion. Es handle sich um ein staatsrechtliches
Experiment, auf das man sich einlassen und das man diskutieren solle. Es gehe nicht um
die Frage, ob dieser Vorstoss verfassungskonform sei oder nicht – nahm Gregor Rutz
(svp, ZH) für die SVP-Fraktion Stellung –, sondern um den Schutz der Verfassung selber.
Man habe zwar kein Verfassungsgericht, aber die Kontrolle gegen ein Gesetz könne
mittels Referendum wahrgenommen werden. Dies sei nun aber bei Verordnungen eben
nicht möglich. Heute stamme ein Drittel aller Regelungen aus Verordnungen und
lediglich 12 Prozent aus Gesetzen. Deshalb sei ein Korrekturinstrument dringend. Für
die FDP-Fraktion ergriff schliesslich Kurt Fluri (fdp, SO) das Wort: Es sei wichtig, zu
sehen, dass das Veto kassatorisch sei. Es gehe eben gerade nicht darum, neue
Regelungen zu diskutieren oder anzustossen – was mit den parlamentarischen
Anstossinstrumenten mitunter Jahre dauere –, sondern einzig darum, den Bundesrat
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aufzufordern, Gesetze im Sinne des Parlaments und nicht «seinen eigenen Willen»
umzusetzen. Fluri ging zudem auf die Erfahrungen in seinem Kanton Solothurn ein, der
ein Verordnungsveto kennt. In den 30 Jahren zwischen 1988 und 2018 sei lediglich
gegen 77 von 1115 Verordnungen ein Veto eingelegt worden, acht dieser beanstandeten
Verordnungen seien von der Regierung zurückgezogen und etwa jede fünfte korrigiert
worden. Es könne – zumindest im Kanton Solothurn – nicht von systematischer
Blockade gesprochen werden. Bundeskanzler Walter Thurnherr äusserte sich am
Schluss der Eintretensdebatte im Namen des Bundesrats und warnte vor der
Vermischung der Gewalten und einem unverhältnismässigen Aufwand. Zudem fehle aus
Sicht der Regierung die verfassungsmässige Grundlage für das neue Instrument. Mit 115
zu 64 Stimmen wurde dann – aufgrund der Positionen der einzelnen Fraktionen eher
wenig überraschend – Eintreten beschlossen. 
Bei der Detailberatung wurden alle Vorschläge des Bundesrates für zusätzliche
Ausnahmen abgelehnt.Auch ein Minderheitsantrag der SVP, wonach nicht die
Kommissionsmehrheit das letzte Wort haben soll, sondern ein Minderheitsantrag auch
im Rat diskutiert werden sollte, fand keine Mehrheit. Es soll also die Kommission
beziehungsweise deren Mehrheit sein, die entscheidet, ob über einen Antrag auf ein
Veto abgestimmt wird oder nicht. Das gleiche Schicksal der Ablehnung ereilte ein
Minderheitsantrag der SP, mit dem die Erläuterungen zu den Verordnungen im
Bundesblatt hätten veröffentlicht werden sollen. Alle weiteren Minderheitsanträge, mit
denen Ausnahmen geschaffen werden sollten, lehnte die Ratsmehrheit ab. Mit ein
Grund dafür war wohl das von Kommissionssprecher Jauslin vorgebrachte Argument,
dass hier ein neues Instrument geschaffen werde und man zuerst Erfahrungen sammeln
müsse, um dann vielleicht später in einzelnen Bereichen Ausnahmen zu schaffen. In der
Gesamtabstimmung erhielt die unveränderte Vorlage der SPK-NR 113 Stimmen. Die 67
Gegenstimmen stammten von allen anwesenden GP- (11) und SP-Mitgliedern (40) sowie
von 10 Mitgliedern der FDP- und 6 der CVP-Fraktion. Sechs der acht Grünliberalen
enthielten sich der Stimme. Damit ging die Vorlage an den Ständerat. 1

Die SPK-SR befand die Vorschläge der vom Nationalrat gutgeheissenen
parlamentarischen Initiative von Thomas Aeschi (svp, ZG) zur Einführung eines
Verordnungsvetos als zu kompliziert. Für ein paar wenige Verordnungen, die Probleme
verursachten, würde ein «monstre administratif» geschaffen, begründete
Kommissionssprecher Raphaël Comte (fdp, NE) die Empfehlung der SPK-SR, nicht auf
die Vorlage einzutreten. Dabei sei in der Kommission nicht nur die Frage der
Gewaltentrennung noch einmal – wie bereits bei der Diskussion um Folge geben –
erörtert, sondern auch die Stimme der Kantone angehört worden. Die Kantone seien
sehr skeptisch gegenüber der Idee eines Vetos, insbesondere deshalb, weil es zu
Verzögerungen bei der Umsetzung von Verordnungen führen könne. Die Gefahr eines
«Schwebezustandes» wurde denn auch vom neuen Ständeratsmitglied und Präsidenten
der Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) Benedikt Würth (cvp, SG) ausgeführt. Eine
Minderheit der Kommission, angeführt von Peter Föhn (svp, SZ), verteidigte das allfällige
neue Parlamentsrecht mit der Begründung, dass es eben nur in Notfällen angewendet
und vor allem eine präventive Wirkung entfalten würde. Einen Befürworter fand das
Verordnungsveto auch in Pirmin Bischof (cvp, SO): Der Kanton Solothurn habe vor rund
30 Jahren ein solches Instrument eingeführt und es verhindere dort durchaus, «dass
Verwaltung und Regierung abheben». Eine Sichtweise, der der zweite Vertreter des
Kantons Solothurn, Roberto Zanetti (sp, SO), allerdings dezidiert widersprach: Es könne
schon sein, dass die Regierung deshalb nicht abhebe, es bestehe aber im Gegenzug
eben durchaus die Gefahr, dass die Parlamentarierinnen und Parlamentarier dies
aufgrund dieses Instruments täten. Im Schlussvotum wies Bundeskanzler Thurnherr
neben den erwähnten Argumenten darauf hin, dass das Parlament bereits heute über
Instrumente verfüge, um Verordnungen zu ändern. Mit 31 zu 7 Stimmen (keine
Enthaltung) folgte die kleine Kammer ihrer Kommission in der Herbstsession 2019 und
entschied sich, auf die Vorlage nicht einzutreten – trotz der langen und grossen
Vorarbeit, wie von den Vertretern der Kommissionsminderheit während der Debatte
immer wieder betont worden war. 2
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Weil der Ständerat auf die Vorlage der SPK-NR, welche diese auf der Basis der
parlamentarischen Initiative Aeschi (svp, ZG) ausgearbeitet hatte, nicht eintreten wollte,
musste die grosse Kammer entscheiden, ob sie an ihrem bereits gefassten
Eintretensentscheid festhalten oder aber der Entscheidung des Ständerats folgen und
die Idee der Einführung eines Verordnungsvetos endgültig versenken wollte. Letzteres
empfahl eine links-grüne Kommissionsminderheit. Deren Sprecherin Nadine Masshardt
(sp, BE) betonte, es sei kein Zufall, dass der Ständerat die Vorlage deutlich ablehne, weil
auch die Kantone in der Vernehmlassung signalisiert hätten, dass sie keinen
Handlungsbedarf sehen, dafür aber Mehraufwand und Rechtsunsicherheit
befürchteten. Erneut wies die Sprecherin auch auf die Gefahr hin, dass man mit einem
Verordnungsveto die Gewaltentrennung ritze. In die gleiche Kerbe schlug
Bundeskanzler Walter Thurnherr, der den Standpunkt des Bundesrats vertrat. Die
Regierung weise zudem noch einmal darauf hin, dass es genügend alternative
Instrumente gebe, um auf Verordnungen Einfluss zu nehmen, betonte er. Mit einer
Motion könne man zum Beispiel die Änderung ganz spezifischer Punkte in einer
Verordnung erwirken. Das sei letztlich nicht nur effizienter, sondern auch rascher als
mit einem Veto alles zu blockieren. Anders sah dies die Kommissionsmehrheit, die
durch Matthias Jauslin (fdp, AG) und Jean-Luc Addor (svp, VS) vertreten wurde.
Hauptargument für ein Festhalten am ursprünglichen Entschluss sei, dass der
Bundesrat bei Verordnungen eben nicht immer den Willen des Parlaments umsetze. Es
brauche ein Instrument, mit dem sichergestellt werde, dass Verordnungen mit der
ursprünglichen Meinung des Gesetzgebers übereinstimmten. Es seien wohl auch nicht
die Kantone, die gegen ein Veto seien, sondern vielmehr die Kantonsregierungen, so
Addor. Die 16 zu 7-Mehrheit der SPK-NR sei der Meinung, dass sich der Ständerat der
wichtigen Frage nicht einfach entziehen dürfe. 
Die Mehrheit des Nationalrats folgte der Kommissionsmehrheit. Mit 99 zu 83 Stimmen
und 6 Enthaltungen wurde Festhalten am Eintretensentscheid beschlossen. Gespalten
zeigten sich die Mitte- und die FDP-Fraktion. Die SVP und die Grünliberalen stimmten
geschlossen für Festhalten und Links-Grün wollte die Vorlage erfolglos versenken.
Damit geht das Geschäft noch einmal zurück in die kleine Kammer. 3
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Mit dem neuerlichen Entscheid, nicht auf die Vorlage einzutreten, versenkte der
Ständerat die Idee eines Verordnungsvetos endgültig. Thomas Minder (parteilos, SH)
erörterte noch einmal kurz die Gründe der SPK-SR, die einstimmig Nichteintreten
empfohlen hatte. Es gäbe zwar einen «ansehnlichen Anteil des Parlaments», der mit
dem Umgang der Regierung mit Verordnungen nicht glücklich sei, aber bisher sei kein
Vorschlag zum kontrollierenden Eingreifen des Gesetzgebers wirklich ausgereift
gewesen – obwohl man «seit den Siebzigerjahren am Schräubeln und am Sich-
Überlegen» sei. Minder erinnerte daran, dass im Ständerat die ursprüngliche
Begeisterung für ein Verordnungsveto gewichen sei. Dies sei mangelndem
Handlungsdruck, schwierigen Abgrenzungsfragen und insbesondere dem Umstand
geschuldet, dass bereits genügend parlamentarische Instrumente bestünden, um die
Verordnungstätigkeit des Bundesrates zu beeinflussen. So könne beispielsweise bei
einem Gesetz ja auch beschlossen werden, dass die ausführende Verordnung dem
Parlament vorgelegt werden müsse. Aber auch mit Hilfe von Motionen könnten
Anpassungen von Verordnungen verlangt werden – ein Punkt, der auch von Walter
Thurnherr noch einmal aufgegriffen wurde, der die ablehnende Haltung des Bundesrats
in der Sache noch einmal deutlich machte: Es sei sinnvoller, die vorhandenen
Möglichkeiten gezielt zu nutzen, als ein neues Instrument einzuführen, das alle
Verordnungen, «also auch die grosse Mehrzahl der unproblematischen Verordnungen»,
betreffe. Da kein Minderheitsantrag mehr vorgebracht wurde, galt die Vorlage damit
diskussionslos als «endgültig erledigt». Ständeratspräsident Hans Stöckli (sp, BE) konnte
es sich allerdings nicht verkneifen, darauf hinzuweisen, dass Entscheide umso
kurzfristiger seien, je häufiger sie «endgültig» erledigt würden. Zumindest für die
nächsten Monate dürfte das Thema aber vom Tisch sein. 4
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Als «Sargnägel bezüglich der Konkordanz» bezeichnete Benedikt Würth (mitte, SG) die
zunehmenden Indiskretionen im Rahmen von Verhandlungen des Bundesrats. Vor allem
während der Covid-19-Pandemie habe das «System» der Indiskretionen noch
zugenommen. Er mache den Medien keinen Vorwurf, dass sie von diesem Malaise
profitierten, aber es gehe nicht an, dass Anträge von Regierungsmitgliedern in der
Presse erschienen, bevor das Kollegium über sie beraten habe, und dann im Nachgang
der Beratungen auch noch nachgelesen werden könne, wer im Bundesrat wie gestimmt
habe. Wenn die «inhaltliche Konkordanz», also das Kollegialsystem, gerettet werden
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solle, dann müssten Massnahmen gegen Indiskretionen diskutiert und umgesetzt
werden. Indiskretionen würden zudem vor allem die in Krisen bedeutende
Kommunikationsstrategie behindern. Der Bundesrat können so nicht mehr mit einer
Stimme sprechen. Die Regierung dürfe nicht einfach zu einer «Konferenz von sieben
Departementsvorstehern» verkommen. Hart ins Gericht ging Würth deshalb mit der
Verwaltung: Die «Stäbe der Departemente [hätten] in ihrem Informationsmanagement
letztlich nur die mediale Positionierung des eigenen Bundesrates im Fokus und dabei
[sei] jedes Mittel recht». Es müssten deshalb strafrechtliche Konsequenzen für
fehlende Integrität geschaffen werden – so die Hauptforderung des Vorstosses.
Unterstützung fand der St.Galler Kantonsvertreter bei Andrea Caroni (fdp, AR), der
anregte, das Anliegen auch auf die Legislative auszuweiten. Immer wieder könnten «mit
schöner Regelmässigkeit» in den Medien Informationen gelesen werden, die eigentlich
dem Kommissionsgeheimnis unterstünden. Der Bundesrat, in der Ratsdebatte während
der Sommersession 2021 vertreten durch Bundeskanzler Walter Thurnherr, empfahl die
Motion zur Ablehnung. Indiskretionen würden zwar die Zusammenarbeit erschweren
und das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in den Bundesrat untergraben, seien
kriminell und zeugten von Charakterschwäche, es gebe aber bereits klare Regelungen,
wie dagegen vorgegangen werden könne. Zudem könne nicht von einem «System»
gesprochen werden, weil ganz viele Informationen den Weg nach draussen eben nicht
fänden. Thurnherr nannte das Beispiel von als geheim klassierten Geschäften, bei
denen Dokumente versiegelt, vom Weibel persönlich überbracht und nur gegen
Unterschrift abgegeben würden. Statt vergangene Indiskretionen in einem Bericht
aufzuarbeiten, schlage der Bundesrat vielmehr eine klare Haltung gegen Indiskretion
und eine striktere Anwendung der geltenden Vorschriften vor. Einer Mehrheit von 29 zu
15 Stimmen genügte dieser bundesrätliche Vorschlag allerdings nicht; sie hiess den
Vorstoss gut und schickte ihn weiter an den Nationalrat. 5

Parlamentsorganisation

In der Sommersession 2018 schritten die Räte zur Differenzbereinigung bei der
Sammelvorlage zu den verschiedenen Änderungen des Parlamentsrechts. Zu reden gab
dabei die vom Ständerat angepasste Regelung zur Offenlegung von bezahlten oder
ehrenamtlichen Mandaten. Die SPK-NR schlug vor, hier einen Richtwert einzusetzen,
um unterscheiden zu können, ob ein Mandat ehrenamtlich oder bezahlt ist:
Nichtberufliche Mandate, für die pro Jahr inklusive Spesen nicht mehr als CHF 12'000
ausbezahlt werden, gälten als ehrenamtlich. Es gehe aber nicht darum, so
Kommissionssprecher Matthias Jauslin (fdp, AG), dass man die konkret erhaltenen
Beträge ausweisen müsse, sondern nur darum, anzugeben, ob man ehrenamtliche oder
bezahlte Mandate habe. Dies ging freilich einer Minderheit Rutz (svp, ZH) zu weit.
Gregor Rutz warnte, dass dies das Einlasstor für Forderungen nach völliger Transparenz
aller Entschädigungen sei, die man als Parlamentsmitglied erhalte. Der
Minderheitsantrag auf Streichung des gesamten Passus – inklusive der
Deklarationspflicht zur Unterscheidung des ehrenamtlichen vom bezahlten Engagement
– wurde in der Folge äusserst knapp mit 93 zu 92 Stimmen angenommen. 
Hinsichtlich des Obligatoriums für Abstimmungen zu Einigungsanträgen entschied sich
die grosse Kammer diskussionslos für Festhalten. Der Ständerat hatte die Forderung für
ein solches Obligatorium abgelehnt. Für Diskussionen sorgte sodann die ständerätliche
Idee, den Bundesrat zu verpflichten, bei jeder Gesetzesvorlage zu überlegen, ob das
Gesetz zeitlich befristet werden könnte. Diese auf eine parlamentarische Initiative Vogt
(svp, ZH; Pa.Iv. 16.437) zurückgehende Forderung wurde von einer Minderheit Barrile
(sp, ZH) bekämpft und auch vom Bundesrat – vertreten durch Bundeskanzler Walter
Thurnherr – als aufwändig und nicht sehr zielführend zur Ablehnung empfohlen. Mit 145
zu 42 Stimmen folgte der Nationalrat aber seiner Kommissionsmehrheit. Dies tat er
auch bezüglich des Antrags der Streichung der vom Ständerat eingefügten Forderung,
bei Erlassentwürfen die Folgen für Auslandschweizerinnen und -schweizer
abzuschätzen. Mit 144 zu 39 Stimmen wurde ein Minderheitsantrag Moret (fdp, VD)
abgelehnt, der den ständerätlichen Vorschlag aufnehmen wollte.
Die Verordnung wurde vom Nationalrat entsprechend den Änderungen des Ständerats
gutgeheissen. 
Die grosse Kammer hatte anschliessend auch noch über ihr Geschäftsreglement zu
beraten. In einer zweiten Lesung gab vor allem die Frage der Sitzungszeiten zu
diskutieren. Ein Minderheitsantrag Barrile (sp, ZH), die Ratssitzungen nicht um 8.00
Uhr, sondern um 8.15 Uhr zu beginnen, scheiterte aber auch in der zweiten Lesung
ebenso wie ein Minderheitsantrag der SVP, aus Kostengründen ganz auf den Freitag in
der letzten Sessionswoche zu verzichten. 
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Während die Verordnung und das Geschäftsreglement somit bereit waren für die
Schlussabstimmungen, musste das Gesetz noch einmal zurück in den Ständerat, der in
den drei verbleibenden gewichtigen Fragen auf Festhalten entschied. Die kleine
Kammer pochte also darauf, dass Parlamentsmitglieder ausweisen müssen, ob sie
ehrenamtliche oder entgeltliche Mandate ausüben, lehnte eine obligatorische
Abstimmung bei Einigungsanträgen nach wie vor ab und wollte eine Abschätzung der
Folgen von Erlassentwürfen auf Schweizerinnen und Schweizer, die im Ausland leben. 

Die Differenzen wurden dann schliesslich in der gleichen Session ausgeräumt. Während
der Nationalrat bei den Fragen nach mehr Transparenz beim Ausweisen der Mandate
sowie bei der Folgeabschätzung für Auslandschweizerinnen und -schweizer einlenkte,
gab der Ständerat bei der Frage nach namentlichen Abstimmungen bei
Einigungsanträgen nach. 

Bei den Schlussabstimmungen stiessen Gesetz und Verordnung in beiden Kammern auf
Opposition von rechts. Mit 124 zu 86 Stimmen bei 6 Enthaltungen (Gesetz) bzw. 126 zu
70 Stimmen bei 2 Enthaltungen (Verordnung) passierten die Änderungen die grosse
Kammer aber doch deutlich. Und auch in der kleinen Kammer waren die Mehrheiten
klar: 36 zu 8 Stimmen, bzw. 37 zu 7 Stimmen und eine Enthaltung. Die Änderungen des
Geschäftsreglements des Nationalrats wurden von diesem mit 196 zu 1 Stimme (bei 1
Enthaltung) angenommen. 6

Der auf eine parlamentarische Initiative Joder (svp, BE) zurückgehende Entwurf der
GPK-NR, mit dem die Grundlagen für eine ausserordentliche Aufsichtsdelegation
(AoDel) geschaffen werden sollen, kam in der Wintersession 2019 zur Beratung in den
Nationalrat. Eine Minderheit Nantermod (fdp, VS) beantragte Nichteintreten. Der
Walliser zitierte in seiner Begründung für seinen Antrag Montesquieu: «les lois inutiles
affaiblissent les lois nécessaires». In der Tat sei der neue Entwurf nichts weiter als eine
Verdoppelung eines Instruments, das kaum Anwendung finde und ausreichend sei – er
spielte auf die PUK an, die weiterhin Bestand haben soll. Eine grosse Mehrheit der
grossen Kammer von 170 zu 25 Stimmen (1 Enthaltung) war hingegen anderer Meinung.
Die Fraktionssprecherinnen und -sprecher betonten, dass die geplante
Aufsichtsdelegation rascher und effizienter handeln könne und so die Aufgabe der
Oberaufsicht über die Geschäftsführung von Regierung und Verwaltung in der Tat
wirkungsvoller werde. 
In der Detailberatung scheiterte ein Minderheitsantrag Birrer-Heimo (sp, LU) klar, der
verlangt hätte, dass die AoDel selber entscheiden könne, ob und wann sie einen von ihr
verfassten Bericht veröffentlichen solle. Die Mehrheit (125 zu 71 Stimmen bei 1
Enthaltung) war der Meinung, dass die vier Kommissionen, welche die AoDel einsetzten
(GPK-NR, GPK-SR, FK-NR und FK-SR), den Entscheid über eine Veröffentlichung fällen
sollten. Der Bundesrat – vertreten durch Bundeskanzler Walter Thurnherr – beantragte,
dass er bei der Untersuchung einer AoDel die gleichen Rechte erhalte wie bei einer
PUK. Die Beiwohnung des Bundesrats bei Befragungen von Zeuginnen und Zeugen, die
Möglichkeit, dabei Ergänzungsfragen zu stellen, sowie die Erlaubnis, Einsicht in
Unterlagen, Gutachten und Einvernahmeprotokolle zu erhalten, wurde aber im Entwurf
der GPK-NR explizit verweigert, mit der Begründung, dass die Regierung auch bei einer
PUK nie von diesem Recht Gebrauch gemacht habe. Bundeskanzler Thurnherr, der
betonte, dass der bisherige Verzicht kein Grund für die Verwehrung dieser Rechte sein
könne, stand allerdings auf verlorenem Posten. Mit 196 zu 0 Stimmen (1 Enthaltung)
folgte der Nationalrat in diesem Punkt mehr als deutlich seiner Kommission. In der
Gesamtabstimmung wurde die unveränderte Kommissionsvorlage mit 172 zu 25
Stimmen an den Ständerat überwiesen – wie schon beim Eintretensentscheid
opponierte die Mehrheit der FDP-Fraktion. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.12.2019
MARC BÜHLMANN

Bereits in der Herbstsession 2020 nahm sich der Ständerat der im Juni 2020
eingereichten Motion von Hans Wicki (fdp, NW) an, der damit eine Institutionalisierung
der Reflektierung der Bundesrats-Entscheide in Krisenzeiten forderte. Mit der
Pandemie seien verschiedene Grundrechte eingeschränkt worden, über die
Gesetzmässigkeit und Verhältnismässigkeit der Notmassnahmen, die zu dieser
Einschränkung geführt hätten, sei aber erst im Nachhinein diskutiert worden,
argumentierte der Nidwaldner Freisinnige. Es habe sich gezeigt, dass die demokratische
Kontrolle insbesondere durch das Parlament während des Ausnahmezustandes nicht
funktioniert habe. Mit einem vom Bundesrat zu bestimmenden und vom Parlament
gewählten Gremium aus Vertreterinnen und Vertretern des Parlaments, der kantonalen
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Regierungen, der Wissenschaft und der Wirtschaft würde auf der Basis seiner Motion
quasi ein «Challenging Partner» für den Bundesrat geschaffen, der dessen
notrechtlichen Entscheide in Krisenzeiten reflektieren würde. Damit gingen die
Kompetenzen eines solchen Gremiums über ein blosses Informationsrecht hinaus. 
In einer Krisensituation müsse primär rasch gehandelt werden können, gab der den
Bundesrat vertretende Bundeskanzler Walter Thurnherr zu bedenken. Wenn man Zeit
habe, ziehe man die Kantone und die parlamentarischen Kommissionen auch für
Notrechtsentscheidungen direkt mit ein. Aber zu Beginn einer Legislatur ein neues
Gremium zu schaffen, das dann im Falle einer Notsituation reflektieren würde, wäre der
Situation wohl weniger angemessen. Ein solcher Beirat wäre weniger geeignet als die
aktuelle klare Kompetenzenregelung, die dem Bundesrat dann Notrecht attestiere,
«wenn es nicht anders geht». Seiner Ansicht nach genüge es, wenn der Bundesrat dann
dieses Notrecht in vorgesehener Frist dem Parlament vorlegen müsse, so der
Bundeskanzler. Vielversprechender scheine ihm, mit Hilfe von Digitalisierung in solchen
Situationen den Einbezug der Kommissionen zu vereinfachen – wie dies die Motion von
Beat Rieder (cvp, VS; Mo. 20.3419) vorsehe. Mit 15 zu 22 Stimmen (0 Enthaltungen)
lehnte die kleine Kammer die Motion Wicki schliesslich ab. 8

Weil kein Gegenantrag vorlag und die GPK-NR mit 21 zu 1 Stimmen vorgeschlagen hatte,
am Antrag auf Eintreten festzuhalten, reichte der Nationalrat den Entwurf seiner
Kommission für eine ausserordentliche Aufsichtsdelegation (AoDel) ohne Diskussion
wieder an den Ständerat zurück. Dieser habe seine Aufgabe nicht seriös genug gemacht,
argumentierte Kommissionssprecherin Isabelle Pasquier-Eichenberger (gp, GE).
Kommissionssprecher Alfred Heer (svp, ZH) erinnerte daran, dass das Parlament mit der
vorgesehenen Teilrevision des Parlamentsgesetzes und einer Stärkung der Oberaufsicht
mehr Kontrolle über die Bundesverwaltung erhalten würde, wo es «ja genügend
Skandale» gebe, die es aufzudecken gelte. Bundeskanzler Thurnherr beteuerte, dass
der Bundesrat die Idee für die Schaffung einer AoDel nachvollziehen könne, aber keine
Notwendigkeit sehe. Er verzichte auf einen Antrag, da es sich hier um eine Frage des
Parlaments handle, wolle aber daran erinnern, dass die vom Entwurf vorgesehene
Einschränkung der Rechte des Bundesrats bei Untersuchungen nicht sachgerecht sei
und bei Eintreten auf die Vorlage dann noch diskutiert werden müsste. Ob es zu dieser
Diskussion kommen wird, liegt nun wieder beim Ständerat. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.12.2020
MARC BÜHLMANN

Das von Balthasar Glättli (gp, ZH) mittels parlamentarischer Initiative geforderte
Obligatorium für die freie Rede bei Ratsdebatten löste in der Sommersession 2022 im
Nationalrat ein von einiger Heiterkeit begleitetes Frage-Antwort-Spiel aus. Der Initiant
legte dar, dass es zu Beginn des Parlamentsbetriebs, also vor 172 Jahren, verboten
gewesen sei, eine Rede abzulesen. Er glaube, dass frei gesprochene Reden nicht nur
spannendere, sondern auch verständlichere Debatten nach sich ziehen würden, was
«der Demokratie guttäte». Wer frei spreche, habe sich mit dem Thema besser
auseinandergesetzt, als wer einfach ablese. Er fordere kein Verbot von Unterlagen, aber
er wolle verhindern, dass eine Rede lediglich abgelesen werde. Auf die Frage von Roger
Nordmann (sp, VD), ob sich Glättli bewusst sei, dass es sprachliche und rhetorisch nicht
so begabte Minderheiten gebe, für die die freie Rede nicht so einfach sei – ein Punkt,
den auch das Büro-NR in seinem Bericht gegen die parlamentarische Initiative
vorgebracht hatte –, erwiderte der Initiant, dass es in der Tat nicht gut sei, dass man
einander nicht verstehe, dies aber mit der freien Rede nichts zu tun habe. Beat Flach
(glp, AG) wollte von Glättli wissen, ob er mit einem Verbot nicht überschiesse. Hier
brachte der Initiant das Beispiel Grossbritanniens vor, wo man ebenfalls ein
Ableseverbot kenne, das freilich mit Augenmass umgesetzt werde: «Aber es gibt dann
im britischen Parlament auch den Moment, wo es aus den Reihen schallt ‹He is
reading!›, weil man merkt, dass jemand nicht mehr bei der Sache ist, sondern nur noch
am Papier klebt. Das will ich verhindern.». Ob denn die freie Rede nicht einfach «in
zielloses, polemisches Geschwafel» ausarte, wollte Kurt Fluri (fdp, SO) wissen. Man
müsse hierfür wohl zuerst Erfahrungen sammeln und dann allenfalls korrigieren,
verteidigte sich Glättli. Es brauche keine Kontrolle, sondern individuelle Abwägung, wie
viel man von einem Spickzettel ablesen wolle, antwortete Glättli eine Frage von Lorenz
Hess (mitte, BE) und auch die Frage von Benjamin Roduit (mitte, VS), ob denn mit freier
Rede nicht die Gefahr eines Überziehens der Zeit bestehe, konterte Glättli: Auch diese
Regel müsste eigentlich überdacht werden und auch hier könnte man eine gewisse
«souplesse» oder Flexibilität walten lassen. 
Das Büro hatte zuvor mit 10 zu 1 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) entschieden, dem
Vorstoss keine Folge zu geben. Neben den in den Fragen angesprochenen Kritikpunkten
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(Überforderung von Minderheiten, schwierige Kontrolle, Bedeutung der «Legiferierung»
statt Debattenkultur in der Schweiz) fügte das Büro im Bericht auch noch das Argument
der nötigen Präzision von Reden an: Komplexe Geschäfte sowie die Berichterstattung
von Kommissionsdiskussionen bedingten eine möglichst präzise und doch möglichst
knappe Sprache. Dies sei in freier Rede kaum möglich. Mit Ausnahme der GLP- und der
FDP-Fraktion fanden sich aus allen Fraktionen Unterstützerinnen und Unterstützer des
Antrags. Die insgesamt 30 befürwortenden Stimmen reichten allerdings gegen die 129
Stimmen, die der Initiative keine Folge geben wollten, nicht aus. Ins Auge fielen die 32
Enthaltungen, die wiederum mit Ausnahme der FDP-Fraktion aus allen
parlamentarischen Gruppen stammten. Damit ist die parlamentarische Initiative
erledigt. 10

Der Ständerat beriet in der Herbstsession 2022 die Vorlage der SPK-NR, mit der die
Handlungsfähigkeit des Parlamentes in Krisensituationen verbessert werden soll. Im
Grossen und Ganzen bestehe «grosse Harmonie» innerhalb der Kommission und
gegenüber dem Nationalrat, leitete Kommissionssprecher Andrea Caroni (fdp, AR) die
Anträge der SPK-SR ein. Er erinnerte daran, dass es in der Vorlage nicht darum gehe,
die Kompetenzen des Bundesrats in Krisensituationen zu beschneiden, wie dies von
vielen ursprünglichen Vorstössen gefordert worden sei, die es nicht in die
Schlussvorlage geschafft hätten. Vielmehr solle das Parlament dank einer Klärung von
Regeln und dank moderner Technik auch in Notsituationen weiterhin rasch und flexibel
handeln können. 
In der Folge beschloss der Ständerat Korrekturen einiger Details. Zu diskutieren gab
dabei auch in der kleinen Kammer die Ermöglichung virtueller Teilnahme. Im Gegensatz
zum Nationalrat wollte eine Minderheit Stöckli (sp, BE), dass Parlamentsmitglieder, die
durch höhere Gewalt oder behördliche Anordnung nicht physisch an Sitzungen
teilnehmen können, nicht nur virtuell an Abstimmungen, sondern auch an Wahlen
teilnehmen können. Mit 29 zu 15 Stimmen wurde dieser Antrag allerdings abgelehnt.
Wenn hingegen das gesamte Parlament aufgrund höherer Gewalt nicht physisch tagen
kann, sollen virtuelle Teilnahmen gemäss der Kommissionsmehrheit sowohl bei
Abstimmungen als auch bei Wahlen möglich sein. So müsse gerade bei
Bundesratsrücktritten in Krisen sichergestellt werden, dass ein neuer Bundesrat
gewählt werden könne, so die Argumentation von Kommissionssprecher Caroni. Eine
Minderheit Fässler (mitte, AI), welche die nationalrätliche Fassung vorziehen und auf
virtuelle Wahlen verzichten wollte, setzte sich hier allerdings durch. Darüber hinaus
entschied der Ständerat, dass Abstimmungen nicht wiederholt werden sollen, wenn ein
virtuell an einer Sitzung teilnehmendes Mitglied aus technischen Gründen nicht
abstimmen kann. 
Eine gewichtige Differenz zum Nationalrat sah die SPK-SR bei der vom Nationalrat
beschlossenen Etablierung einer ständigen Verwaltungskommission vor – sie wollte
gänzlich auf diese verzichten. Die Kommission sehe hier keine Vorteile und auch der
Bezug zu einer Krisensituation erschliesse sich ihr nicht, begründete Andrea Caroni den
Kommissionsantrag. Die heutige Verwaltungsdelegation könne auch in Krisenzeiten die
Aufgaben einer Verwaltungskommission übernehmen. Der Ständerat folgte dem Antrag
stillschweigend. 
Bei der Frage der Fristen für die Stellungnahme bei Kommissionsmotionen durch den
Bundesrat nahm die kleine Kammer nach kurzer Diskussion die von der Kommission
empfohlene Position des Nationalrats ein und lehnte den Antrag von Bundeskanzler
Walter Thurnherr, beim Status quo zu bleiben, ab. Kommissionssprecher Caroni wies
darauf hin, dass es hier eine Regelung brauche, obwohl man während der Pandemie
«das Glück [gehabt habe], auf einen Bundesrat zu stossen, der Motionen sehr schnell
beantwortete», dies aber eben freiwillig getan habe. Mit der neuen Regelung müsste
der Bundesrat bis zur nächsten Session Stellung nehmen, wenn Kommissionsmotionen
spätestens eine Woche vor Beginn der Session eingereicht würden. Bisher liege diese
Frist bei einem Monat vor Sessionsbeginn. Wenn man bedenke, dass mit der neuen
Regelung ein entsprechender Vorstoss «rücksichtsvollerweise» wohl gegen Ende der
Session traktandiert würde, blieben der Regierung also mit der neuen Regelung rund
vier Wochen für eine Stellungnahme, so Caroni. Der Minderheitsantrag von Thomas
Minder (parteilos, SH), der nicht nur für Kommissionsmotionen, sondern auch für
dringliche Einzelmotionen kürzere Fristen für Regierungsstellungnahmen vorsehen
wollte, wurde jedoch mit 29 zu 12 Stimmen abgelehnt. 
Die Gesamtabstimmung passierte die Vorlage mit 39 zu 4 Stimmen. Die Verordnung
wurde mit 41 zu 1 Stimme angenommen und das Geschäftsreglement des Ständerats
erhielt oppositionslos 42 Stimmen. Da für Letzteres lediglich die kleine Kammer
zuständig ist, wurde noch in der Herbstsession eine Schlussabstimmung abgehalten, in
der das Geschäft mit 45 zu 0 Stimmen gutgeheissen wurde. 11
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Der Ständerat machte kurzen Prozess mit der Motion von Marcel Dobler (fdp, SG), die
Kostentransparenz bei der Erfüllung von Postulaten forderte. Der Nationalrat hatte die
leicht veränderte Motion noch ohne Diskussion an die kleine Kammer weitergeleitet,
mit 33 zu 0 Stimmen (4 Enthaltungen) wollte Letztere aber nichts von dieser Forderung
wissen. Die Position der Kommission, welche die Motion mit 8 zu 2 Stimmen (2
Enthaltungen) zur Ablehnung empfohlen hatte, wurde von Heidi Z'graggen (mitte, UR)
erläutert: Die veränderte Motion wolle, dass die Kosten für die Erstellung eines
Postulatsberichts in diesem Bericht erwähnt werden. Es sei zwar löblich, etwas gegen
die Zunahme an Vorstössen unternehmen zu wollen, so Z'graggen; die SPK-SR befürchte
aber, dass diese Kostentransparenz zu einer Einschränkung des Parlamentsmandats
führen könnte. Wenn man damit rechnen müsse, «in allfälligen Rankings als teuerstes
Ratsmitglied zu gelten», würde man sich selber zensieren. Demokratie sei aber nicht
gratis und aus Kostengründen auf ein wichtiges Instrument zu verzichten, sei nicht
zielführend. Die Prüfung auch komplexer Fragen dürfe ihren Preis haben. Würden
zudem nur die Kosten von Postulaten ausgewiesen, sei damit zu rechnen, dass andere
Instrumente – etwa die Interpellation, die auch Kosten verursache – häufiger genutzt
würden. Bundeskanzler Walter Thurnherr hieb in dieselbe Kerbe. Für den Bundesrat
sollten Postulate eigentlich nach ihrem Nutzen hinsichtlich der Lösung eines Problems
beurteilt werden. Der Ausweis der Kosten eines Berichts nach Erfüllung eines Postulats
könne nach Einschätzung der Regierung allerdings durchaus zu einer «Verbesserung
der Kostentransparenz» beitragen. Es werde ja immer wieder diskutiert, wie viel ein
Vorstoss durchschnittlich koste. Dennoch lehnte der Ständerat die Motion deutlich
ab. 12
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